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Konjunkturschlaglicht: Arbeitsmarktpolitik verliert an Bedeutung
Mit der Erholung der Konjunktur haben Maßnah-
men der aktiven Arbeitsmarktpolitik an Bedeutung
verloren. Seit Mitte letzten Jahres ist die Zahl der an
solchen Maßnahmen teilnehmenden Personen um
fast rund 170000 auf 1,4 Mill. gesunken. Der Rück-
gang erstreckte sich vorrangig auf Strukturanpas-
sungsmaßnahmen (SAM) in privaten Unternehmen,
auf Kurzarbeit und auf das Sofortprogramm zum Ab-
bau der Jugendarbeitslosigkeit (JUMP). Bei den an-
deren Maßnahmen - im wesentlichen Förderung der
beruflichen Fortbildung, Eingliederungszuschüsse,
Beschäftigungshilfen für Langzeitarbeitslose, Über-
brückungsgeld für Existenzgründer, Altersteilzeit,
Maßnahmen der sogenannten Freien Förderung -
ging die Zahl der Geförderten insgesamt deutlich we-
niger zurück.
Zu der Abnahme der Teilnehmerzahlen haben Än-
derungen des Arbeitsförderungsrechts wesentlich
beigetragen. Im August 1999 wurde in Anpassung an
die Beschäftigungs-Leitlinien der EU die Teilnahme an
SAM in privaten Unternehmen eng eingegrenzt auf
bestimmte Personengruppen wie jüngere Arbeitslose
für Qualifizierungs-ABM und außerbetriebliche Ausbil-
dung eingeschränkt. Offenbar mangelt es nun aber an
geeigneten Arbeits- und Ausbildungsplätzen. Wegen
möglicher Überschneidungen zwischen Maßnahmen
der allgemeinen Arbeitsmarktförderung und des So-
fortprogramms wird überlegt, letzteres in das Sozial-
gesetzbuch III
1 einzubauen.
Nach wie vor gibt es deutliche Unterschiede zwi-
schen West- und Ostdeutschland in der Bedeutung
der Arbeitsmarktpolitik und in der Entwicklung der
Teilnehmerzahlen. In Westdeutschland, wo die Zahl
der in solchen Maßnahmen Beschäftigten deutlich
niedriger als im Osten ist, war - gefördert durch die
günstigere Konjunktur - insbesondere die Zahl der
Kurzarbeiter rückläufig; daneben ging auch die der
jungen Erwachsenen im JUMP-Programm zurück. In
Ostdeutschland schrumpfte dagegen, nicht zuletzt als
Folge der eingeschränkten Vergabemöglichkeiten, vor
allem die Teilnehmerzahl bei SAM in privaten Unter-
nehmen erheblich (vgl. Schaubild); vermutlich kam es
auch zu „Umschichtungen" zu ABM und Fortbildungs-
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1 Strukturanpassungsmaßnahmen.
 2 Maßnahmen der beruflichen Fortbildung und Umschulung.
Quelle: Bundesanstalt für Arbeit, IAB.
ohne Ausbildungsabschluss, Langzeitarbeitslose und
ältere Arbeitsuchende. Auch im JUMP-Programm,
das Anfang 1999 - ebenfalls in Anlehnung an die
Leitlinien der EU - begonnen worden war, trugen Än-
derungen zu einem Rückgang der Teilnehmerzahl bei.
Seit Ende 1999 wird hier eine stärkere Betonung auf
eine Arbeitsaufnahme mittels Lohnkostenzuschuss.
oder einen mit einer Prämie geförderten Übergang
von einer außerbetrieblichen in eine betriebliche
Ausbildung gelegt; zugleich wurden die Möglichkeiten
Das SGB III ersetzt seit 1998 das Arbeitsförderungsgesetz.
tive Arbeitsmarktpolitik weiterhin große Bedeutung.
Schätzungsweise 872% der Erwerbspersonen waren
dort zur Jahresmitte 2000 in Maßnahmen der aktiven
Arbeitsmarktpolitik; im Westen waren es nur reichlich
2%. Im Hinblick auf die hohe Jugendarbeitslosigkeit -
die Arbeitslosenquote junger Erwachsener unter 25
Jahren ist in den neuen Bundesländern mit 18,3% wei-
terhin mehr als doppelt so hoch wie in den alten (7,8%)
- wurde im JUMP-Programm ein Schwerpunkt auf
Ostdeutschland gelegt; mehr als 40% der Mittel sind
in diesem Jahr für die Förderung dort vorgesehen.
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Ein Maß für den Erfolg arbeitsmarktpolitischer Maß-
nahmen wäre die Beschäftigungsquote, d.h. der An-
teil der Teilnehmer, die nach Ende der Maßnahme ei-
ne Arbeits- oder Ausbildungsstelle im „ersten Arbeits-
markt" finden. Veröffentlicht wird bisher jedoch nur
die Verbleibsquote, definiert als Anteil der Teilnehmer,
die sechs Monate nach Maßnahmeende nicht mehr
als arbeitslos gemeldet sind. Diese enthält aber auch
Personen, die in andere Maßnahmen übergewechselt
sind, und solche, die sich entmutigt vom Arbeitsmarkt
zurückgezogen haben; die Verbleibsquote müsste
deshalb merklich höher sein als die B.eschäftigungs-
quote und den Erfolg überzeichnen. Hohe Verbleibs-
quoten ermittelte die Bundesanstalt für Arbeit im Jahr
1999 mit 90 bzw. 80% beim Überbrückungsgeld für
Existenzgründer und bei Eingliederungszuschüssen,
die allerdings quantitativ nur geringe Bedeutung ha-
ben. Weniger erfolgreich waren danach Fortbildungen
mit Verbleibsquoten von 70%, SAM mit knapp 65%
und insbesondere ABM mit 40%. In Ostdeutschland
lagen die Verbleibsquoten dabei unter dem Bundes-
durchschnitt, bei Fortbildungsmaßnahmen unter
60%, bei ABM unter 40%.
, Alles in allem wird die Zahl der Teilnehmer an Maß-
nahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik in diesem
Jahr spürbar zurückgehen; im Jahresdurchschnitt
wird sie schätzungsweise 1,4 Mill. betragen und damit
um rund 150000 niedriger sein als 1999. Für 2001 ist,
bei ähnlichem Umfang der bereitgestellten Mittel wie
in diesem Jahr, mit einer weiteren leichten Abnahme
zu rechnen. Der Rückgang wird dabei in Ostdeutsch-
land weiterhin ausgeprägter als im Westen sein, auch
weil es offenbar immer schwerer fällt, adäquate För-
derobjekte bzw. -möglichkeiten zu finden. Gleichwohl
wird die aktive Arbeitsmarktpolitik für den Arbeits-
markt in Ostdeutschland noch geraume Zeit von er-
heblicher Bedeutung bleiben.
Ingeborg Sperling, Tel. 040/42834-317
sperling@hwwa.de




























































































































a 1990 = 100, auf US-Dollar-Basis, Periodendurchschnitte; in Klammern: prozentuale Änderung gegenüber Vorjahr.
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